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Hygiene schafft  
niemand allein.
Wir bei WiBU unterstützen im komplexen  
Pflegealltag mit ganzheitlichen Hygienedienst- 
leistungen und einem herstellerunabhängigen  
Produktsortiment.

www.hygienehelden.de

„Die Zeit drängt“
Auch die Diakonie fordert eine Reform der Pflegefinanzie-

rung, lehnt die Subventionierung privater Versicherungspoli-
cen aber ab. Ein Gespräch mit Vorständin Maria Loheide.

Frau Loheide, der Wissen-
schaftliche Beirat beim Bun-
desministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz fordert in 
einem aktuellen Gutachten 
eine Reform der Pflegeversi-
cherung. Um die Finanzie-
rungslasten nicht weiter zu 
erhöhen, sollte der Leistungs-
katalog der Pflegeversicherung 
nicht weiter ausgedehnt wer-
den. Eine Vollversicherung 
lehnen sie ab. Wie bewerten 
Sie diese Vorschläge?
Das Gutachten zeigt die um-
fangreichen Pf legeaufgaben 
auf, die mit dem demografi-
schen Wandel auf die deutsche 
Gesellschaft zukommen. Die 
hohen und weiter steigenden 
Pflegekosten sollen über eine 
verpflichtende private Versiche-
rung abgedeckt werden. Die 
Versicherungsprämien sollen 
einkommensabhängig vom Staat 
subventioniert werden.
Aus unserer Sicht ist kaum vor-
stellbar und auch nicht sinnvoll, 
dass aus Steuermitteln private 
Versicherungspolicen subven-
tioniert werden. Steuermittel 
sollten in der Pflegeversiche-
rung eingesetzt werden, ähn-

lich wie auch in der Renten- 
und Krankenversicherung. Das 
Leistungsniveau der Pflegever-
sicherung muss gesellschaft-
lich und politisch ausgehan-
delt werden. Der Vorschlag 
der Diakonie zum Ausbau der 
Pf legeversicherung zu einer 
Vollversicherung sieht durch-
aus eine Eigenbeteiligung zu 
den Pflegeleistungen vor. Der 
Eigenbeitrag muss allerdings 
kalkulierbar sein. Dann kön-
nen Versicherte Vorsorge tref-
fen, auch in Form einer privaten 
Zusatzversicherung. Eine priva-
te Zusatzversicherung werden 
sich allerdings nicht alle Men-
schen leisten können. 

Mit Blick auf den demografi-
schen Wandel droht der Ge-
samtbeitrag zur Sozialver-
sicherung andernfalls von 
heute 40  Prozent auf über 
50  Prozent der Bruttolöhne 
zu steigen, prognostizieren die 
Autoren. Gerät die Finanzier-
barkeit der deutschen Sozi-
alversicherung insgesamt in 
Gefahr – und stößt das Um-
lageverfahren damit an seine 
Grenzen?
Für die Pflegeversicherung muss 
gelten, was auch für die anderen 
Zweige der gesetzlichen Sozial-
versicherung gilt: Zur Finanzie-
rung von gesamtgesellschaftlich 

bedeutsamen Aufgaben muss ein 
Steuerzuschuss fließen.

Sie selbst haben jüngst einen 
Pf legegipfel gefordert. Wie 
lässt sich aus Ihrer Sicht die 
Finanzierung der Pflege nach-
haltig und generationengerecht 
sicherstellen?
Notwendig ist eine Kombinati-
on zur Erhöhung der Einnah-
men der Pflegeversicherung. Bei 
der Beitragsbemessung müssen 
Einkommensarten wie Kapital- 
und Mieterträge herangezogen 
werden. Eine Beitragssatzerhö-
hung wird notwendig sein und 
die Beitragsbemessungsgrenze 
muss auf das höhere Niveau der 
Rentenversicherung angehoben 
werden. Die Steuermittel sollten 
unter anderem für die Alterssi-
cherung und Lohnersatzleistun-
gen für pflegende Angehörige 
eingesetzt werden. Aber auch die 
Länder und Kommunen müssen 
ihren Beitrag zu einem würde-
vollen Leben alter Menschen 
leisten, erstere durch die Inves-
titionsförderung moderner Pfle-
geeinrichtungen, letztere durch 
eine quartiersbezogene Alten-
hilfe. Es ist eine ganzheitliche 
längerfristige Strategie notwen-
dig. Die Zeit drängt.

Die Fragen stellte Steve Schrader.

„Das Leistungsniveau der Pflege-
versicherung muss gesellschaftlich 

und politisch ausgehandelt 
werden“

Maria Loheide, Vorständin Sozialpolitik 
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IN KÜRZE

74 Prozent der jungen 
Menschen engagieren sich 
Die Soziologin und Poli-
tikwissenschaftlerin Tuuli- 
Marja Kleiner hat anläss-
lich des „Tages des Ehren-
amts“ am 5. Dezember da-
rauf hingewiesen, dass sich 
junge Menschen auf dem 
Land in großer Zahl bürger-
schaftlich engagieren. Ent-
gegen dem von Vereinen oft 
beklagten Nachwuchsman-
gel sei ehrenamtlicher Ein-
satz beliebt und nehme so-
gar zu, sagte Kleiner dem 
Evangelischen Pressedienst: 
„Laut Freiwilligensurvey en-
gagieren sich über 74 Pro-
zent der 16- bis 25-Jährigen 
in Vereinen, Verbänden, Ge-
werkschaften und Kirchen. 
Sie wollen Verantwortung 
übernehmen.“ Der Deut-
sche Freiwilligensurvey ist 
eine repräsentative telefo-
nische Befragung zum frei-
willigen Engagement in 
Deutschland. Die Untersu-
chung wird vom Bundesfa-
milienministerium gefördert 
und läuft bis Frühjahr 2024.

Bammessel erhält Bayeri-
schen Verdienstorden 
Mit dem Bayerischen Ver-
dienstorden ist Michael Bam-
messel, von 2011 bis 2022 
Präsident des Diakonischen 
Werks Bayern, ausgezeichnet 
worden. Jochen Keßler-Rosa, 
Vorsitzender des Diakoni-
schen Rates, des Aufsichts-
gremiums der Diakonie Bay-
ern würdigte Bammessel als 
„prägend für eine Dekade 
Sozialpolitik im Freistaat.“ 
Während Bammessels Amts-
zeit habe es in vielen Berei-
chen Verbesserungen gege-
ben, so seien in der Pflege 
ein Mindestlohn eingeführt 
und die Tagespflegen deut-
lich ausgebaut worden. Die 
Auszeichnung stehe gleich-
zeitig für den Einsatz der vie-
len Tausend Mitarbeitenden 
der Diakonie.

Langjähriges Politikversagen
Ruhrgebietskonferenz Pflege rechnet ab

Seit Tagen stehen die dramati-
schen Versorgungssituationen in 
Kinderkliniken im Fokus. Für 
die Ruhrgebietskonferenz-Pfle-
ge ist die akute Notlage ein wei-
terer Ausdruck für das Versagen 
von Gesundheits- und Pflegepo-
litik im Land. Ulrich Christof-
czik, Sprecher der Arbeitgeber-
initiative, formuliert es so: „In 
nahezu allen Bereichen unseres 
Gesundheitssystems herrscht ak-
tuell ein eklatanter Mangel. Es 
fehlt nicht an Geld, es fehlt auch 
nicht an Betten und Geräten, es 
fehlt an Menschen. Die Kinder-
kliniken sind nur die Spitze des 
Eisbergs. Pflege ist fast überall 
am Limit“. 

Auch in der Langzeitpfle-
ge könnten schon längst nicht 
mehr alle Menschen bedarfs-
gerecht versorgt werden, so 
der Verband in einer aktuel-
len Pressemitteilung. „Vor den 
ambulanten Diensten und sta-
tionären Einrichtungen stehen 
unsichtbare Warteschlangen. 
Wir müssen täglich unzähli-
ge Anfragen ablehnen und die 
Menschen vertrösten. Da spie-
len sich am Telefon echte Tra-
gödien ab“, beschreibt Chris- 
tofczik, der auch Vorstand des 
Christophoruswerks und Ge-
schäftsführer der Evangelischen 
Altenhilfe Duisburg ist. Die 
meisten Betroffenen wollen, dass 
ihre pflegebedürftigen Angehö-

rigen zuhause versorgt werden. 
„Das klappt aber nicht, weil die 
häusliche Pf lege schon lange 
am Versorgungslimit arbeitet“, 
so Christofczik. Allerdings lie-
ßen immer mehr Altenhilfeträ-
ger in stationären Einrichtungen 
Betten leer. Ihnen fehlten die 
Mitarbeitenden, um eine qua-
litativ gute Versorgung sicher-
zustellen. Bevor die Heimauf-
sichten öffentlichkeitswirksam 
die Schließung von Wohnbe-
reichen anordnen, werden Pfle-
geplätze zeitweise einfach nicht 
wieder belegt. 

Seit Jahren werden Reformen 
angekündigt. „Wir fordern schon 
lange eine umfassende Pflegere-
form, mit der die Finanzierung 
für alle Akteure auf verlässliche 
Füße gestellt wird, damit Pfle-
ge bezahlbar bleibt und trotzdem 
gut bezahlt werden kann. Wir 
bekommen stattdessen Studien 
und Modellprojekte zur „Erpro-
bung“, zählt Roland Weigel, Ko-
ordinator der Ruhrgebietskonfe-
renz-Pflege, auf. 

„Wir haben viel Geld und Zeit 
in die Vorbereitung zur Einbin-
dung in die Telematik-Infra-
struktur gesteckt. Das wurde 
gerade auf unbestimmte Zeit 
verschoben. Bis dahin ist unse-
re Technik schon wieder veral-
tet“, benennt Silke Gerling ein 
zweites Thema, wo es nicht vo-
rangeht. (ck)

Offene Altenarbeit sicherstellen
Rechtsgutachten: Kommunen stehen in der Pflicht

Kreisfreie Städte und Landkrei-
se sind verpflichtet, ein Mindest-
maß an Beratung und offenen 
Hilfsangeboten für ältere Men-
schen zu gewährleisten. Das ist 
das Ergebnis eines Rechtsgut-
achtens, das die Bundesarbeits-
gemeinschaft der Seniorenorga-
nisationen (BAGSO) in Auftrag 
gegeben hat. Geprüft wurde, 
welche Verpflichtungen sich für 
Städte und Kreise als Träger der 
Altenhilfe aus dem Sozialge-

setzbuch (§ 71 SGB XII) er-
geben. Das Gutachten kommt 
zu dem Schluss, dass die Vor-
schrift vor allem auf Angebote 
für Beratung und Unterstützung 
zielt, weniger auf Geldleistun-
gen. Die BAGSO fordert Städte 
und Kreise auf, eine Grundaus-
stattung an Angeboten der offe-
nen Altenarbeit bereitzuhalten. 
An Bund und Länder appelliert 
sie, zum Aufbau und zur Qua-
lität der Angebote beizutragen.


